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Pflegeversicherung Gesundheitsminister Bahr (FDP) wollte die Benachteiligung
Dementer bei der Pflege beenden. Was wird daraus?
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künftig die Leistungsansprüche
auf.
So weit waren wir schon vor
vier Jahren!
Stimmt. In dem neuen Exper-
tenbeirat ging es nun darum,
weitere Umsetzungsfragen zu
erörtern, und insbesondere dar-
um, welche Leistungen künftig
denneuen fünfPflegegradenzu-
geordnet werden sollen, die die
bisherigen drei Pflegestufen ab-
lösen.
Und?
Der Beirat hat das Problemnicht
abschließend gelöst.
Sie legendenBerichtvor, beant-
worten aber nicht die entschei-
denden Fragen?
DerBeirat sagt sehrwohl,welche
Kriterien die Politik anwenden
soll. Dazu zählt, dieAnreize so zu
setzen, dass das häusliche Um-
feld gestärkt wird und nicht die
stationäre Betreuung. Und dass
die Tendenz nicht verstärkt wer-
den darf, dass Pflegebedürftig-
keit in die Abhängigkeit von So-
zialhilfe führt. Aberwir empfeh-
len eben nicht eine konkrete
Leistungshöhe in Euro und Cent
für den jeweiligen Pflegegrad.
Wie bitte?
Es ist eine politische Wertent-
scheidung, wie viel Geld insge-
samt für die Unterstützung der
Pflegebedürftigen aus der Pfle-
geversicherung zur Verfügung
stehen soll. Erst wenn man das
weiß, kann man eine Verteilung
über die verschiedenen Pflege-
grademachen. DieWissenschaft
kann bestenfalls die Empirie lie-
fern, wie groß der tatsächliche
Unterstützungsbedarf ist. Aber
sie bietet keinen Maßstab, mit
wie viel Euro wir bewerten wol-
len, dass eine Person beispiels-
weise den ganzen Tag und die

ganze Nacht in unterschiedli-
cher Intensität betreut werden
muss.
Warum ist es dem Beirat nicht
gelungen, die Politik auf eine
Summe festzunageln?
Wir haben als Spitzenverband
der gesetzlichen Kranken- und
Pflegekassen vor der Einberu-
fung des Beirats gegenüber der
Politik stets argumentiert, es be-
dürfe einer politischen Grund-
satzentscheidung, dass erstens
der neue Pflegebedürftigkeits-
begriff kommt und dass zwei-
tens der finanzielle Gesamtrah-
men klar sein muss. Diese Emp-
fehlung hat die Politik explizit
nicht aufgegriffen.
Herr Kiefer, haben Sie sich
missbrauchen lassen für eine
Alibiveranstaltung, deren ein-
ziger Zweck ist, das Versagen
dieser Regierung in der Pflege-
politik auf andere abzuwälzen?
Von einer Alibiveranstaltung
würde ich nicht sprechen. Aber,
klar: Ohne eine Entscheidung
über die politischen Eckpunkte
ist der Durchbruch kaummach-
bar.
Stattdessen wollen Sie nun ein
weiteres empirisches Gutach-

ten in Auftrag geben – auf Kos-
ten der gesetzlich Versicherten.
KönnenSieverstehen,dass sich
die Menschen verschaukelt
fühlen?
Wir wollen auch ohne die politi-
sche Grundsatzentscheidung
weiter daran arbeiten, dass die
dringend notwendige Reform so
gut wie möglich wird. Da hilft
zusätzliches empirisches Daten-
material über die reale Lebenssi-
tuation und die Unterstützungs-
bedarfe der Pflegebedürftigen.
Die Ergebnisse werden der Poli-
tik in der nächsten Legislaturpe-
riode helfen, im Interesse der
Pflegebedürftigen zu entschei-
den.
Haben Herr Rösler und Herr
Bahr, die beiden FDP-Gesund-
heitsminister der schwarz-gel-
ben Regierung, sich jemals an-
satzweise für die Pflege interes-
siert?
Mein Eindruck ist, dass es in der
Anfangsphase ein klares Enga-
gement gab, die vielfältigen Pro-
blemstellungen zu systematisie-
ren. Herr Bahr hat sich dann da-
für entschieden,mehr Expertise
durch einen Expertenbeirat zu
erwerben. Damit hat er logisch
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taz: HerrKiefer, noch in diesem
Juni will der Pflegebeirat der
Bundesregierung sein Konzept
für eine grundlegende Reform
der Pflegeversicherung über-
reichen. Welche neuen, besse-
ren und zusätzlichen Leistun-
gen dürfen denn Demenzkran-
ke und ihre Angehörigen zum
Ende der Legislaturperiode er-
warten?
Gernot Kiefer: In dieser Legisla-
turperiode?Keine.NeueLeistun-
gen würden ja bedeuten, dass
die Politik den neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff auch wirk-
lich einführen würde. Im Sep-
tember wird ein neuer Bundes-
tag gewählt! Da passiert leider
nichts mehr.
Was soll dann dieser Bericht?
Die Menschen, die seit Jahren
auf die Anerkennung von De-
menz als Leistungsanspruch
hoffen, erneut vertrösten?
Die Funktion des Berichts ist,
weitere inhaltliche Vorbereitun-
gen zu treffen, damit dienächste
Regierung zusätzliche Hinweise,
Fakten und Empfehlungen hat,
um den neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriff dann aber wirklich
einzuführen. Der neue Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff muss in der
nächsten Legislaturperiode end-
lich kommen!
Schon im November 2006 wur-
de unter der damaligen Ge-
sundheitsministerin Ulla
Schmidt (SPD) ein Beirat zur
Überprüfung des Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs einberufen.
2009 gab es konkrete Ergebnis-
und Umsetzungsberichte. Frei-
lich ohne Konsequenzen. Dani-
el Bahr (FDP) hat dann imMärz
2012 einen neuen Beirat einbe-
rufen.Und jetzt, fast sieben Jah-
re später, sagen Sie: „Sorry, die
nächste Regierung soll es rich-
ten“?
Wir leben mit der gesellschafts-
politisch inakzeptablen Situa-
tion, dass wir aufgrund der Art,
wie Pflegebedürftigkeit defi-
niert ist, Demenzkrankebenach-
teiligen. Die Fachwelt ist sich ei-
nig darin, dasswir Pflegebedürf-
tigkeit nicht länger danach defi-
nieren dürfen, welche Unter-
stützung Menschen beim Ver-
richten von Dingen benötigen,
also etwa beim Waschen, beim
Anziehen oder in der Hauswirt-
schaft. Sondern es geht um das
Maß der Selbstständigkeit, egal
ob aufgrund psychischer, kogni-
tiver oder körperlicher Ein-
schränkung. Darauf bauen sich

Vordergrundrückenundsoauch
der Betreuungsaufwand für De-
menzkranke erfasst werden.

Um dieses Ziel zu erreichen,
setzte 2006 die damalige Bun-
desgesundheitsministerin Ulla
Schmidt (SPD) einen Experten-
beirat aus Akteuren des Gesund-
heitswesens und der Pflegebran-
che, Arbeitgebern und Gewerk-
schaften sowie Vertretern von
Bund, Ländern und Kommunen
ein. Der 2009 erschienene Ab-
schlussbericht dieses Pflegebei-
rats unter demVorsitzenden des
Kuratoriums Deutsche Altershil-
fe, Jürgen Gohde, empfahl fünf
statt der bislang drei Pflegestu-
fen. Zudem entwickelte der Bei-
rat Szenarien zur Finanzierung.

Kleine Chronologie einer Pflege-Verschleppungspolitik
DEMENZ Der neue
Pflegebedürftigkeits-
Begriff soll Demenz-
Kranke in der
Pflegeversicherung
besserstellen. Seine
Umsetzung wird seit
sieben Jahren immer
wieder verschoben

BERLIN taz |DieFragederGleich-
stellung Demenzkranker in der
Pflegeversicherung beschäftigt
wechselnde Bundesregierungen
seit sieben Jahren – ohne Ergeb-
nis. Im Kern geht es darum, Pfle-
gebedürftigkeit neu zu definie-
ren, sodass nicht nur Menschen
mit körperlichen Gebrechen,
sondern auch Personenmit psy-
chisch-kognitiven Einschrän-
kungen Ansprüche haben.

Die derzeit drei Pflegestufen
messen allein die körperlichen
Defizite und die Zeit, die es
braucht, Menschen etwa beim
Zähneputzen oder Anziehen zu
helfen („Minutenpflege“). Künf-
tig soll der Grad der Selbststän-
digkeit bei der Bewertung in den

Sie reichten von Kostenneutrali-
tät bis hin zuMehrausgaben von
jährlich rund 6 Milliarden Euro.
Prognostiziertwird, dass sich die
heutige Zahl der Demenzkran-
ken von etwa 1,2 Millionen bis
zum Jahr 2060auf rund 2,5Milli-
onen verdoppeln könnte.

Schmidt brachte den Bericht
2009 ins Kabinett ein – kurz dar-
auf wurde ein neuer Bundestag
gewählt. Schwarz-Gelb schrieb
im Koalitionsvertrag fest, die
Pflegeversicherung auf ganz
neue Füße stellen zu wollen. Da-
nach sollte als zweite Säule ne-
ben der gesetzlichen, umlagefi-
nanzierten Pflegeversicherung
eine individuelle, kapitalgedeck-
te Pflegezusatzversicherung für

jedenBürger Pflichtwerden. Von
diesem Vorhaben rückte die Re-
gierung Stück für Stück ab, übrig
geblieben sind freiwillige Pflege-
zusatzversicherungen, die der
Staat finanziell fördert.

Tatenlos verstrichen

Der neue Pflegebedürftigkeits-
begriff indes blieb auf der Stre-
cke. Das „Jahr der Pflege“, 2011
vom damaligen Gesundheitsmi-
nisterPhilippRösler (FDP)ausge-
rufen, verstrich tatenlos. Röslers
Nachfolger Daniel Bahr (auch
FDP) hob Anfang 2013 mit dem
„Pflegeneuausrichtungsgesetz“
denBeitragssatz inderPflegever-
sicherung um moderate 0,1 Pro-
zentpunkte an. Festgeschrieben

wurde zudem, dass Menschen
mit Demenz oder geistiger Be-
hinderung, die vonAngehörigen
zu Hause betreut werden und in
keiner Pflegestufe sind, nun im-
merhineinwenigUnterstützung
bekommen.

Bahr hatte immer wieder be-
tont, dieseVerbesserungen seien
nureinVorgriffaufeinegeplante
größere Reform. Dazu setzte der
Minister zur Verwunderung vie-
ler Pflegeexperten am 1. März
2012 erneut den personell leicht
modifizierten Pflegebeirat ein –
trotz der Umsetzungs- und Fi-
nanzierungsszenarien des alten
Beirats seien noch praktische
Fragenoffen,hießes zurBegrün-
dung. HEIKE HAARHOFF

in Kauf genommen, dass die
Grundsatzklärung dieses The-
mas in dieser Legislaturperiode
nicht mehr stattfindet. Und die
Erfahrung zeigt: Große Sozial-
reformen gelingen am besten
bei parteiübergreifender Einig-
keit.
Es gibt unter den meisten Pfle-
gebedürftigen und Angehöri-
gen die Bereitschaft, mehr Geld
auszugeben.DieMenschenwis-
sen, dass Pflege und Betreuung
kosten.
Es gibt einen interessanten und
eklatanten Unterschied zwi-
schen der Bereitschaft der Men-
schen, zu akzeptieren, dass für

die Versorgung pflegebedürfti-
ger Menschen mehr Ressourcen
aufgewendet werden müssen,
und der Politik, die sich scheut,
mehrGeld aufzuwenden. Sobald
es konkret wird, setzen die typi-
schen verteilungspolitischen
Konflikte ein.
Den Kassen geht es finanziell
besser denn je.Wie viel Geld zu-
sätzlich darf ein gerechtes Sys-
tem kosten?
Ich will und werde mich hier
nicht auf eine bestimmte Sum-
me festlegen. Einer der beiden
Vorsitzenden hat kürzlich den
Betrag von 4 Milliarden in den
Mund genommen, andere spre-
chen von 0 Euro. Wichtig ist, das
System so zu gestalten, dass kog-
nitive und somatische Ursachen
gleich behandelt werden und
dass eine gewisse Homogenität
in den einzelnen Leistungsstu-
fen besteht.
Ist ein kostenneutrales Szena-
rio realistisch?
Sie können ein kostenneutrales
Szenario selbstverständlich
rechnen. Aber da die Zahl der
Pflegebedürftigen steigt, ist es
unwahrscheinlich, dassdies kos-
tenneutral gelingen kann.

........................................................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................................................
Gernot Kiefer

■ Jahrgang 1957, ist im Vorstand
des Spitzenverbands der gesetzli-
chen Krankenversicherung zustän-
dig für die Pflegeversicherung.

2012 holte Gesund-
heitsminister

Bahr den Sozi-
alwissen-
schaftler in
den Pflege-

beirat der Re-
gierung.
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